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Die Bundesregierung hat Anfang Mai 2023 weitere Maßnahmen zur Bekämpfung 
der Inflation angekündigt. Die Maßnahmen sollen in die Bereiche Energie und 
Lebensmittel eingreifen, um eine Preissenkung herbeizuführen. 
Konkret sollen dabei soziale Härtefälle abgefedert werden und der Wettbewerb 
gestärkt werden, sodass es zu einer Inflationsdämpfung ohne zu starke 
Markteingriffe kommt. Ob diese Maßnahmen die Lohn-Preis-Spirale stoppen können, 
ist aus meiner Sicht mehr als fraglich.

									         Ihr Dietmar Foissner

Geschätzte Klientinnen und Klienten!
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Maßnahmenpaket gegen 
die Teuerung beschlossen

Die Bundesregierung hat Anfang Mai 2023 weitere Maßnahmen zur 
Bekämpfung der Inflation angekündigt. Die Maßnahmen sollen in die 
entscheidenden Bereiche Energie und Lebensmittel eingreifen, um eine 
Preissenkung herbeizuführen. Konkret sollen dabei soziale Härtefälle 
abgefedert werden und der Wettbewerb gestärkt werden, sodass es zu 
einer Inflationsdämpfung ohne zu starke Markteingriffe kommt. Die 
Maßnahmen sind nachfolgend überblicksmäßig dargestellt.	

> Fortsetzung auf Seite 3
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Maßnahmenpaket gegen 
die Teuerung beschlossen

Die 90%-Senkung der Elektrizitäts- und Erdgasabgabe 
auf das in der EU zulässige Mindestbesteuerungsni-
veau soll um ein halbes Jahr von 1.7.2023 auf 1.1.2024 
verlängert werden.

Bedungen durch die gesunkenen Großhandelspreise ist 
mit Juni 2023 angedacht, die Obergrenze für Markter-
löse beim Energiekrisenbeitrag-Strom von 140 € auf 
120 € abzusenken. Die Obergrenze für den Absetzbe-
trag für Investitionen soll von 180 € auf 160 € abge-
senkt werden. Ein weiterer Schwerpunkt im Energie-
bereich liegt in der Erhöhung der Energietransparenz, 

um so zur Senkung der Energiepreise beitragen zu 
können. Eine Maßnahme besteht darin, dass Endver-
braucher (das sind Haushalte und Kleinverbraucher bis 
100.000 kwh) zukünftig die Vorauszahlungen einmal 
pro Halbjahr adaptieren können. Die Energieversorger 
sollen darüber hinaus verpflichtet werden, mindestens 
einmal jährlich auf das Auslaufen der Vertragsbindung 
bzw. auf Wechselmöglichkeiten und auf den Tarifkalku-
lator der e-control hinzuweisen. Ebenso sollen Verbrau-
cher mit Smart-Meter das Recht auf eine monatliche 
Abrechnung haben.

Maßnahmen im Energiebereich

Künftig muss der Lebensmittelhandel ausweisen, 
welche Menge an Lebensmitteln vernichtet wird und 
welche Menge an Lebensmitteln an Sachspenden 
zur Verfügung gestellt wird. Geplant ist überdies die 
Veröffentlichung eines Lebensmittel-Transparenzbe-
richts, der die Einkaufspreise des Lebensmittelhandels 
anhand definierter Lebensmittel beinhaltet. Außerdem 
sollen weitere Transparenzmaßnahmen zur Stärkung 

des Wettbewerbs durch Wettbewerbsökonomen und 
die Bundeswettbewerbsbehörde erarbeitet werden.
Unter dem Motto „Spenden statt verschwenden“ sollen 
schließlich gemeinnützige Lebensmittelweitergaben 
zur Armutsbekämpfung mit zusätzlich 10 Mio. € Budget 
gefördert werden - dies umfasst die Unterstützung bei 
der Logistik und den Aufbau einer digitalen Drehschei-
be für die Weitergabe von Lebensmittelspenden.

Angedacht sind diesbezüglich verschärfte Fusionskont-
rollen und die Erweiterung der Befugnisse der Bundes-
wettbewerbsbehörde bei Branchenuntersuchungen 

(inklusive einer Verbesserung der Ressourcenausstat-
tung der Bundeswettbewerbsbehörde).

Der Bund leistet seinen Beitrag zur Inflationsdämp-
fung, indem die Bundesgebühren eingefroren werden 
- dies soll einen Gebührenstopp und eine Entlastung 
von rund 130 Mio. € bringen. Überdies soll ein Teil der 
Gewinnabschöpfung im Energiebereich für Länder 

und Gemeinden bereitgestellt werden und für direkte 
inflationsdämpfende Maßnahmen bei administrierten 
Preisen (wie z.B. bei der Gebührensenkung) herangezo-
gen werden.

Transparenz gegen Lebensmittelverschwendung 
und Stärkung des Wettbewerbs

Verschärfung des Wettbewerbsrechts

Inflationsdämpfung im öffentlichen Bereich
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Traum-Ferialjob gefunden? 
Steuer, Sozialversicherung und Familienbeihilfe 
sollten nicht unterschätzt werden

Die „Rückkehr zur Normalität“ nach COVID-19 und die 
generell hohe Nachfrage nach Arbeitskräften bieten 
auch für Ferialjobs attraktive Rahmenbedingungen. 
Gerade in den Sommermonaten haben Ferialjobs 
Hochsaison und bedienen nicht nur den Ansporn nach 
einem monetären Zuverdienst, sondern auch das 
Sammeln von Praxiserfahrung. Damit (im Nachhin-

ein) keine unangenehmen Konsequenzen eintreten, 
sollten auch die steuerlichen und sozialversicherungs-
rechtlichen Aspekte sowie etwaige Auswirkungen auf 
die Familienbeihilfe berücksichtigt werden. Die nach-
folgenden Ausführungen gelten selbstverständlich 
nicht nur für „Ferialjobs“, sondern auch für laufende 
Jobs oder bezahlte Praktika neben dem Studium.

Die ertragsteuerliche Behandlung bei Ferialjobs hängt 
grundsätzlich davon ab, ob man bei dem Arbeitgeber 
angestellt ist oder in Form eines Werkvertrags bzw. 
freien Dienstvertrags tätig wird. Dauert das Angestell-
tenverhältnis z.B. nur einen Monat (aber jedenfalls 
kürzer als ein volles Jahr) und werden aufgrund einer 
entsprechend hohen Entlohnung Sozialversicherung 
und Lohnsteuer einbehalten, so ist es ratsam, in dem 
darauffolgenden Kalenderjahr eine Arbeitnehmer-
veranlagung durchzuführen. Der Antrag auf Arbeit-
nehmerveranlagung kann sogar bis zu 5 Jahre zurück 
gestellt werden und führt regelmäßig zu einer Steu-
ergutschrift, da die Bezüge auf das ganze Jahr verteilt 
werden und eine Neudurchrechnung der Lohnsteuer 
vorgenommen wird. Gegebenenfalls kann es auch zur 
antragslosen Arbeitnehmerveranlagung kommen.

Erfolgt die Beschäftigung im Werkvertrag bzw. auf 
Basis eines freien Dienstvertrags, so liegen Einkünfte 
aus selbständiger Arbeit vor und es wird keine Lohn-
steuer einbehalten. Ab einem Jahreseinkommen (im 
Jahr 2023 unter Berücksichtigung der Maßnahmen zur 
Abschaffung der kalten Progression) von 11.693 € bzw. 
von 12.756 € wenn auch lohnsteuerpflichtige Einkünfte 
darin enthalten sind, muss eine Einkommensteuerer-
klärung abgegeben werden. Umsatzsteuerpflicht ist 
i.Z.m. Ferialjobs auf Werkvertragsbasis bzw. als freier 
Dienstnehmer theoretisch denkbar, aber jedenfalls erst 
dann, wenn die Nettoeinnahmen 35.000 € übersteigen, 
da bis dahin die unechte Umsatzsteuerbefreiung als 
Kleinunternehmer gilt. Bis zu 35.000 € Nettoumsätzen 
muss auch keine Umsatzsteuererklärung abgegeben 
werden.

Steuerliche Konsequenzen
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Der Verdienst aus einem Ferialjob kann, insbesondere 
wenn er mit anderen Einkünften zusammenfällt, dazu 
führen, dass die Zuverdienstgrenze für die Familienbei-
hilfe überschritten wird. Ist dies der Fall, so muss der die 
Grenze überschreitende Betrag zurückgezahlt werden. 
An die Familienbeihilfe ist auch das Schicksal des Kin-
derabsetzbetrags geknüpft. Die (zumeist für die Eltern) 
unliebsame Rückzahlungsverpflichtung tritt ein, wenn 
auf das Kalenderjahr bezogen ein steuerliches Einkom-
men von mehr als 15.000 € (seit 1. Jänner 2020) erzielt 
wird, wobei gewisse Besonderheiten bei der Ermitt-
lung dieser Grenze zu berücksichtigen sind. Wichtigste 
Ausnahme ist das Alter, da die Zuverdienstgrenze für 
Jugendliche vor Vollendung des 19. Lebensjahres keine 
Bedeutung hat. Ab Beginn des Kalenderjahres, das auf 
den 19. Geburtstag folgt, muss allerdings unterschie-
den werden, ob die Einnahmen (z.B. aus dem Ferialjob) 
in den Zeitraum fallen, in dem Familienbeihilfe bezo-
gen wurde oder nicht. Erfolgt etwa kurzfristig kein Be-
zug von Familienbeihilfe, so sind Einnahmen während 
dieses Zeitraums nicht maßgeblich für die Berechnung 
der Zuverdienstgrenze. Keine Familienbeihilfe wird z.B. 
bezogen, wenn die vorgesehene Studienzeit in einem 
Studienabschnitt überschritten wurde. Ebenso wenig 
zu relevanten Einnahmen zählen z.B. Sozialhilfe als 
einkommensteuerfreier Bezug, Entschädigungen für 
ein anerkanntes Lehrverhältnis oder Waisenpensionen. 
Das für die Zuverdienstgrenze relevante Einkommen er-

gibt sich schließlich, nachdem die mit den Einnahmen 
zusammenhängenden Ausgaben abgezogen wurden. 
Wichtig ist zu beachten, dass für die Familienbeihilfe 
nicht nur aktive Einkünfte (bei dem Ferialjob sind das 
im Regelfall Einkünfte aus nichtselbständiger Tätigkeit), 
sondern alle der Einkommensteuer unterliegenden Ein-
künfte maßgebend sind - endbesteuerte Einkünfte (z.B. 
Zinsen oder Dividenden) bleiben steuersystematisch 
korrekt jedoch außer Ansatz.

Neben dem Beobachten der Einkünfte des laufenden 
Jahres, um das Überschreiten der Zuverdienstgrenze 
(z.B. durch einen Ferialjob) antizipieren zu können, ist 
wichtig, dass bei Überschreiten der Zuverdienstgren-
ze die Familienbeihilfe im darauffolgenden Jahr neu 
beantragt werden muss. Voraussetzung ist freilich, dass 
das steuerliche Einkommen im neuen Jahr 15.000 € 
unterschreitet. Die Voraussetzungen für den Bezug 
von Familienbeihilfe bzw. für das Überschreiten der 
Zuverdienstgrenze ändern sich auch dann nicht, wenn 
die Auszahlung der Familienbeihilfe direkt an das Kind 
erfolgt. Dies kann bei Volljährigkeit mit Zustimmung 
des anspruchsberechtigten Elternteils beim Finanzamt 
beantragt werden und führt dann auch zur Überwei-
sung des Kinderabsetzbetrags auf das angegebene 
Konto. Rückforderungsansprüche betreffend die Famili-
enbeihilfe richten sich trotzdem weiterhin an die Eltern.

Familienbeihilfe

Die meisten Ferialpraktikanten - wenn sie angestellt 
sind und somit nicht auf Basis eines Werkvertrags bzw. 
freien Dienstvertrags arbeiten - werden sozialversiche-
rungsrechtlich wie normale Arbeitnehmer behandelt. 
Beträgt das Bruttogehalt mehr als 500,91 € monatlich, 
so treten Pflichtversicherung und Abzug von Sozialver-
sicherungsbeiträgen ein.
Schließlich sollte aus Arbeitgebersicht darauf geach-
tet werden, dass die Ferialpraktikanten entsprechend 
entlohnt werden, da es ansonsten zu empfindlichen 

Verwaltungsstrafen kommen kann (Stichwort „Lohn- 
und Sozialdumpingbekämpfungsgesetz“). Es ist 
sicherzustellen, dass weder der kollektivvertraglich zu 
leistende Grundlohn unterschritten wird noch dass es 
bei der Bezahlung von Praktikanten zur Nichtgewäh-
rung von arbeitsrechtlichem Entgelt kommt, welches 
laut Gesetz, Verordnung oder Kollektivvertrag gebührt 
(z.B. Überstunden oder Zuschläge laut Gesetz oder 
Kollektivvertrag).

Konsequenzen in der Sozialversicherung
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Steuer, Sozialversicherung und Familienbeihilfe 
sollten nicht unterschätzt werden



Vorsteuerabzug bei privaten Photovoltaik-
anlagen öfter als geglaubt möglich

Aufgrund der zwischenzeitlich explodierten und wei-
terhin volatilen Strompreise boomt auch im Privatbe-
reich die Stromerzeugung mit Photovoltaikanlagen. 
Dazu kommt auch ein steigendes Umweltbewusstsein. 
Die Anschaffung von Photovoltaikanlagen (PV-Anla-
gen) ist auch steuerlich durchaus interessant. Einkom-
mensteuerlich wurde ab der Veranlagung 2022 eine 
Einkommensteuerbefreiung für die Einspeisung von 
elektrischer Energie aus PV-Anlagen eingeführt. Diese 
kommt dann zum Tragen, wenn die Engpassleistung 
der Anlage maximal 25 Kilowattpeak (kWp) beträgt 
und nicht mehr als 12.500 kWh pro Jahr eingespeist 
wurden. Der über 12.500 kWh hinausgehende Teil ist 
steuerpflichtig und wird in der Regel Einkünfte aus 
Gewerbebetrieb darstellen. Die Eigennutzung der 
erzeugten Energie stellt kein Einkommen dar und ist im 
Übrigen auch von der Elektrizitätsabgabe befreit.

Umsatzsteuerlich wird mit der Einspeisung von elektri-
scher Energie aus privaten PV-Anlagen in der Regel die 
Kleinunternehmergrenze von 35.000 € netto pro Jahr 
nicht überschritten, sodass zwar die Stromlieferung 
umsatzsteuerbefreit ist, jedoch auch grundsätzlich 
kein Vorsteuerabzug zusteht. Es besteht allerdings 
die Möglichkeit, auf die Kleinunternehmerregelung 
zu verzichten, indem dieser Verzicht dem Finanzamt 
schriftlich bekannt gegeben wird. Sofern mehr als 50 % 
des produzierten Stroms in das Netz eingespeist wer-
den, kann dann ein Vorsteuerabzug geltend gemacht 
werden und die in Rechnung gestellte Umsatzsteuer 
aus den Anschaffungskosten der PV-Anlage, aber auch 

aus den Installations- und Wartungsleistungen zurück-
geholt werden. Der Verzicht auf die Kleinunternehmer-
befreiung führt dazu, dass die Stromlieferungen an den 
Energieversorger der 20%igen Umsatzsteuer unterlie-
gen. Es kommt dabei zum Übergang der Steuerschuld 
auf den Leistungsempfänger (Energieversorger).

Ein Kostenfaktor für einen selbst wird dann allerdings 
die Eigenverbrauchsbesteuerung auf den privat 
genutzten Strom. Bemessungsgrundlage sind die 
Selbstkosten, die sich aus der anteiligen Abschreibung 
bei einer 20jährigen Abschreibungsdauer ergeben. Die 
Kosten des umsatzsteuerlichen Eigenverbrauchs sind 
aber im Vergleich zum Vorsteuerabzug anlässlich der 
Anschaffung vergleichsweise sehr gering, sodass dies 
üblicherweise im Privatbereich die steuerlich optimale 
Vorgehensweise ist. Genauer durchrechnen sollte man 
sich das auch, wenn es sonst noch weitere Umsätze 
gibt, die unter der Kleinunternehmerregelung um-
satzsteuerfrei behandelt werden (z.B. steuerbefreite 
Vermietungsumsätze oder geringe nebenberufliche 
Einkünfte). Bei Verzicht auf die Kleinunternehmerre-
gelung anlässlich der Anschaffung einer PV-Anlage 
verlieren nämlich dann auch derartige Umsätze ihre 
Steuerbefreiung.
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Umstellung von Handy-Signatur 
auf ID Austria

Für bisherige Nutzer der Handy-Signatur bzw. der Bür-
gerkarte – etwa für Dienstgeber – kommt es zur not-
wendigen Umstellung auf die ID Austria. Einer jüngsten 
ÖGK-Information folgend können relevante e-Services 
der ÖGK wie z.B. WEBEKU, ELDA oder die e-Zustel-
lung weiterhin nur mithilfe der ID Austria in Anspruch 
genommen werden. Positiver ausgedrückt bietet die 
ID Austria Zugang zum gesamten Angebot an digitalen 
Services der Sozialversicherung, Verwaltung und Wirt-
schaft. Konkret können mit der ID Austria (mit Vollfunk-
tion) „Digitale Behördenservices“, das „Elektronische 
Postamt“, die „Elektronische Unterschrift“ und „Digitale 
Ausweise“ (damit kann z.B. der Führerschein am Smart-
phone vorgewiesen werden) genutzt werden.

Die ID Austria gibt es in zwei Varianten - jene mit Voll-
funktion und jene mit Basisfunktion:

•	 Die ID Austria mit Vollfunktion kann nur von jenen 	
	 Personen genutzt werden, deren Handy-Signatur 	
	 bereits von einer Behörde registriert wurde.
•	 Für jene Nutzer, welche ihre Handy-Signatur nicht 	
	 behördlich registriert haben, ist der Umstieg auf
	 die ID Austria mit Basisfunktion möglich. Um die 		
	 Vollfunktion der ID Austria nutzen zu können, ist ein 	
	 Behördengang zur Registrierung notwendig.

Bisherige Nutzer der Bürgerkarte müssen für den 
Umstieg auf die ID Austria jedenfalls eine Registrie-
rungsbehörde aufsuchen (auch für die Nutzung der 
Basisfunktion). Als Registrierungsbehörden gelten 
Bezirkshauptmannschaften, Magistrate, Gemeinden, 
Finanzämter und Landespolizeidirektionen.

Durch die jüngst von der Europäischen Zentralbank 
im Kampf gegen die Inflation beschlossene, erneute 
Erhöhung des Leitzinssatzes um 0,25 Prozentpunkte er-
geben sich Anpassungen beim Basiszinssatz (nunmehr 
3,38 %), welcher wiederum als mehrfacher Referenz-
zinssatz dient. Die entsprechenden Jahreszinssätze sind 
in der nachfolgenden Tabelle dargestellt. Sofern die 
genannten Zinsen einen Betrag von 50 € nicht errei-
chen, werden sie nicht festgesetzt.

seit 21.06.2023 bisher
Stundungszinsen 5,38 % 4,88 %
Aussetzungszinsen 5,38 % 4,88 %
Anspruchszinsen 5,38 % 4,88 %
Beschwerdezinsen 5,38 % 4,88 %
Umsatzsteuerzinsen 5,38 % 4,88 %
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Kein Ende bei der Erhöhung 
des Basiszinssatzes


